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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 318/08 B 
 
L 9 U 103/05 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 3 U 134/03 (SG Aurich) 
 
 
 
 
……………………………, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Gemeinde-Unfallversicherungsverband Hannover, 
Am Mittelfelde 169, 30519 Hannover, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Dezember 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  B e c k e r    

und    M u t s c h l e r     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 20. Oktober 2008 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen in einem E-Mail-Schreiben vom 1.12.2008 Beschwerde 

eingelegt. 

 

Unabhängig davon, dass Verfahrensanträge an das Bundessozialgericht schriftlich oder über 

das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach einzureichen sind und damit sein oa 

Schreiben schon deshalb nicht rechtswirksam ist, kann der Kläger, worauf er bereits durch die 

Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils ausdrücklich hingewiesen worden ist, die 

Beschwerde wirksam nur durch zugelassene Prozessbevollmächtigte einlegen lassen (§ 73 

Abs 4 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Das vom Kläger per E-Mail eingelegte Rechtsmittel 

entspricht daher nicht der gesetzlichen Form. 

 

Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde muss deshalb als unzulässig verworfen werden 

(§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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